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(Nr. 9969.) Allerhöchſter Erlaß vom 27. Januar 1898, betreffend die Rang- und Titel- 


verhältniſſe einzelner Beamtenklaſſen. 


Auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 5. d. M. beſtimme Ich, 
was folgt: 


I. 1) Die Ziffer 4 des Allerhöchſten Erlaſſes vom 11. Auguſt 1879 (Geſetz— 


Samml. S. 579) erhält die nachſtehende Faſſung: > 
4) Die Landrichter, die Amtsrichter und die Staatsanwälte gehören 
zur fünften Rangklaſſe der höheren Provinzialbeamten. 

Ein Theil der Landrichter, Amtsrichter und Staatsanwälte, 
jedoch nicht über die Hälfte der Geſammtzahl, kann, ſofern ſie 
mindeſtens ein zwölfjähriges richterliches Dienſtalter (§. 3 des 
Geſetzes, betreffend die Regelung der Richtergehälter, vom 31. Mai 
1897 — Geſetz-Samml. S. 157) erreicht haben, Mir zur Be- 
förderung zum Landgerichtsrath, Amtsgerichtsrath oder Staats 
anwaltſchaftsrath vorgeſchlagen werden. 

Die Landgerichtsräthe, Amtsgerichtsräthe und Staatsanwalt⸗ 
ſchaftsräthe gehören zur vierten Rangklaſſe der höheren Provinzial⸗ 
beamten. Im Falle ihrer Beförderung zu Oberlandesgerichts— 
räthen, Landgerichtsdirektoren oder Erſten Staatsanwälten be- 
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ſtimmt fih ihr Rangdienſtalter in der neuen Stelle nach dem 


Tage ihrer Ernennung zum Landgerichtsrath, Amtsgerichtsrath 
oder Staatsanwaltſchaftsrath. 

2) Mein Erlaß vom 21. November 1888 (Geſetz- Samml. S. 334) wird 
aufgehoben. : * i 3 = 
3) Von dem Tage der Verkündigung dieſes Erlaſſes ab gehören Die 
Landrichter, Amtsrichter und Staatsanwälte, denen früher perſönlich 
der Rang der Räthe vierter Klaſſe verliehen worden iſt, die letzteren 
mit dem Charakter als Staatsanwaltſchaftsrath, gleichfalls zur vierten 
Rangklaſſe der höheren Provinzialbeamten. Ihre Reihenfolge in dieſer 
Rangklaſſe beſtimmt fich nach dem Datum der früheren Rangverleihung, 
bei gleichem Datum der Verleihung nach dem richterlichen Dienſtalter. 

II. 1) Mein Erlaß vom 14. Februar 1889 wird dahin abgeändert, daß 
fortan von der Geſammtzahl der Diviſtons⸗, Gouvernements- und 
Garniſonauditeure die Hälfte Mir zur Verleihung des Stellenranges 
der vierten Klaſſe der höheren Provinzialbeamten mit der Befugniß, 
die Uniform und die Abzeichen der Korpsauditeure zu tragen, in Vor⸗ 
ſchlag gebracht werden darf. 

2) Diejenigen Diviſions⸗, Gouvernement- und Garniſonauditeure, welchen 
früher perſönlich der Rang der Räthe vierter Klaſſe mit der Befugniß, 
die Uniform und die Abzeichen der Korpsauditeure zu tragen, verliehen 
worden iſt, gehören vom Tage der Verkündigung dieſes Erlaſſes ab 
gleichfalls zur vierten Rangklaſſe der höheren Provinzialbeamten. 
Ihre Reihenfolge in dieſer Rangklaſſe beſtimmt ſich nach dem Datum 
der früheren Rangverleihung, bei gleichem Datum der Verleihung nach 
dem Dienſtalter als Auditeur. : 

III. 1) Der Allerhöchſte Erlaß vom 1. Dezember 1879, betreffend den Rang 
der Bauinſpektoren, wird folgendermaßen ergänzt: 

Die Maſchineninſpektoren gehören gleich den Bauinſpektoren 
zur fünften Rangklaſſe der höheren Provinzialbeamten. 

Ein Theil der Bau⸗ und Maſchineninſpektoren im Bereiche der 
allgemeinen Bauverwaltung, der landwirthſchaftlichen, der Unter⸗ 
richts- und der Militärverwaltung, jedoch nicht über die Hälfte 
der in allen Zweigen der Staatsverwaltung vorhandenen Ge⸗ 
ſammtzahl, kann, ſofern ſie mindeſtens ein zwölfjähriges Dienſt⸗ 
alter von der Ernennung zum Regierungsbaumeiſter ab beſitzen, 
Mir zur Verleihung des Charakters als Baurath mit dem perſön⸗ 
lichen Range als Räthe vierter Klaſſe vorgeſchlagen werden. 

2) Den zur Zeit mit dem Charakter als Baurath begnadigten, im 
unmittelbaren Staatsdienſte ſtehenden Bauinſpektoren wird vom Tage 
der Verkündigung dieſes Erlaſſes ab der perſönliche Rang als Räthe 
vierter Klaſſe hierdurch beigelegt. 
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IV. 1) Die Ziffer 4 Meines Erlaſſes vom 27. April 1891 (Geſetz-Samml. 
S. 165) wird folgendermaßen ergänzt: | 
Die Hälfte aller Gewerbeinſpektoren kann nach mindeſtens zwölf 
jähriger Dienſtzeit, welche von der Ernennung zum Regie⸗ 
rungsbaumeiſter oder Bergaſſeſſor und bei den nicht aus dieſen 
Dienſtſtellungen hervorgegangenen Gewerbeinſpektoren von der 
Ernennung zum Gewerbeinſpektionsaſſiſtenten ab zu rechnen iſt, 
Mir zur Verleihung des Charakters als Gewerberath mit dem 
perſönlichen Range als Räthe vierter Klaſſe vorgeſchlagen werden. 

2) Denjenigen Gewerbeinſpektoren, welchen früher der Charakter als Ge⸗ 
werberath verliehen worden iſt, wird vom Tage der Verkündigung 
dieſes Erlaſſes ab der perſönliche Rang als Räthe vierter Klaſſe Hier- 

„ durch beigelegt. i 

V. I) An die Stelle der Ziffer 11 des Allerhöchſten Erlaſſes vom 10. April 
1817 treten nachſtehende Beſtimmungen: 

Die aus der Klaſſe der Techniker hervorgegangenen etats⸗ 
mäßigen Spezialkommiſſare (Oekonomiekommiſſare) gehören zur 
fünften Rangklaſſe der höheren Provinzialbeamten. 

Ein Theil der Oekonomiekommiſſare kann Mir zur Verleihung 
des Charakters als Oekonomierath vorgeſchlagen werden. 

Ein Theil der zu Oekonomieräthen ernannten Oekonomie⸗ 
kommiſſare, deren Zahl jedoch die Häfte der im Staatshaushalts⸗ 

Etat vorgeſehenen Stellen nicht überſteigen darf, kann, ſofern ſie 
mindeſtens ein zwölfjähriges Dienſtalter von der etatsmäßigen 
Anſtellung als Spezialkommiſſare ab erreicht haben, Mir zur Ver⸗ 
leihung des Charakters als Landesökonomierath mit dem perſön⸗ 
lichen Range als Räthe vierter Klaſſe vorgeſchlagen werden. 

2) Den aus der Klaſſe der Techniker hervorgegangenen Spezialkommiſſaren 
und außeretatsmäßigen Mitgliedern der Generalkommiſſionen, ſoweit 
ſie gegenwärtig den Charakter als Oekonomiekommiſſionsrath führen, 
wird hiermit der Charakter als Oekonomierath beigelegt. 

VI. Meine Erlaſſe vom 28. Juli 1892 GGeſetz-Samml. S. 264) und vom 
27. Mai 1895 (Geſetz-Samml. S. 264) werden dahin abgeändert, 
daß fortan für alle zu Profeſſoren charakteriſirten Oberlehrer der 
Gymnaſien, Realgymnaſien, Oberrealſchulen, Progymnaſien, Real⸗ 
progymnaſien, Realſchulen (höheren Bürgerſchulen) und Landwirth⸗ 
ſchaftsſchulen die Verleihung des perſönlichen Ranges als Räthe vierter 
Klaſſe erbeten werden darf, ſofern fie eine zwölfjährige Schuldienſtzeit 
von der Beendigung des Probejahres ab zurückgelegt haben. 

VII. 1) Die Leiter der dem Miniſter für Handel und Gewerbe unterſtellten 
ſtaatlichen Baugewerk⸗, Maſchinenbau- und ſonſtigen Fachſchulen führen 
die Amtsbezeichnung „Direktor“ und gehören zur fünften Rangklaſſe 
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der höheren Provinzialbeamten, können aber gegebenen Falls Mir zur 
Verleihung des perſönlichen Ranges als Räthe vierter Klaſſe in Vor⸗ 
ſchlag gebracht werden. 

2) Diejenigen Lehrer an den vorbezeichneten Anſtalten, welche volle 
akademiſche Bildung beſitzen, d. h. ein mindeſtens dreijähriges Studium 
an einer Univerſität, techniſchen Hochſchule, Kunſtakademie oder Kunſt⸗ 
gewerbeſchule nachweiſen, führen die Amtsbezeichnung „Oberlehrer“ und 
gehören gleichfalls der fünften Rangklaſſe der höheren Provinzial⸗ 
beamten an. Einem Theil von ihnen, bis zu einem Dritttheil der 
Geſammtzahl, kann der Charakter „Profeſſor“ verliehen und für ſie, 
ſofern ſie nach Vollendung des 30. Lebensjahres eine zwölfjährige 
Dienſtzeit zurückgelegt haben, die Verleihung des perſönlichen Ranges 
als Räthe vierter Klaſſe vorgeſchlagen werden. Auf die zwölfjährige 
Dienſtzeit darf jedoch in geeigneten Fällen die nicht im öffentlichen 
Schuldienſte, ſondern in anderer öffentlicher oder privater Thätigkeit 
zugebrachte Zeit angerechnet werden. 

3) Die Ernennung der zu 1 bezeichneten Direktoren bleibt Mir vorbehalten. 

4) Die Ernennung der Profeſſoren (Ziffer 2), ſoweit ſie nicht in geeigneten 
Fällen durch Mich erfolgt, ſteht dem Miniſter für Handel und Ge— 
werbe zu. N 

Das Staatsminiſterium hat hiernach das Weitere zu veranlaſſen. 

Berlin, Schloß, den 27. Januar 1898. 


Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. Thielen. Boſſe. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Frhr. v. d. Recke. Brefeld. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. 
v. Bülow. 

An das Staatsminiſterium. 


(Nr. 9970.) Verfügung des Juſtizminiſters wegen Aufhebung der Hypsthekenämter zu Ahr⸗ 
M weiler und Coblenz. Vom 11. Januar 1898. 


it Rückſicht auf das Fortſchreiten der Arbeiten zur Anlegung des Grund— 
buchs in den Bezirken der Hypothekenämter zu Ahrweiler und Coblenz wird auf 
Grund des F. 2 des Geſetzes vom 18. Juli 1896 Geſetz-Samml. S. 165) die 
Aufhebung dieſer Hypothekenämter zum 1. April 1898 angeordnet. 
a Die Geſchäfte derſelben werden von dieſem Zeitpunkt ab auf die an ihren 
Sitzen belegenen Amtsgerichte übertragen. 

Berlin, den 11. Januar 1898. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 
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(Nr. 9971.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen 
Theil des Bezirks des Amtsgerichts Göttingen. Bom 15. Januar 1898. 


Auf Grund des F. 35 des Geſetzes über das Grundbuchweſen in der Provinz 
Hannover (Geſetz-Samml. 1873 S. 253, 1879 S. 11) beſtimmt der Juſtizminiſter, 
daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das Grundbuch 
im FK. 32 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
für den zum Bezirk des Amtsgerichts Göttingen gehörigen Gemeindebezirk 
Landolfshauſen 
am 15. Februar 1898 beginnen ſoll. 


Berlin, den 15. Januar 1898. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


(Nr. 9972.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen 
Theil der Bezirke der Amtsgerichte Biedenkopf, Homburg vor der Höhe 
und Frankfurt am Main. Vom 15. Januar 1898. 


Al Grund des F. 39 des Geſetzes, betreffend das Grundbuchweſen und die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen in dem Gebiete der vormals freien 
Stadt Frankfurt ſowie den vormals Großherzoglich Heſſiſchen und Landgräflich 
Heſſiſchen Gebietstheilen der Provinz Heſſen-Naſſau, vom 19. Auguſt 1895 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 481) beſtimmt der Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung von An⸗ 
ſprüchen behufs Eintragung in das Grundbuch daſelbſt vorgeſchriebene Ausſchluß⸗ 
friſt von ſechs Monaten 
für den zum Bezirk des Amtsgerichts Biedenkopf gehörigen Gemeindebezirk 
Engelbach, 
für den zum Bezirk des Amtsgerichts Homburg vor der Höhe gehörigen 
vormals Landgräflich Heſſiſchen Bezirk der Gemeinde Kirdorf, 
für den zum Bezirk des Amtsgerichts Frankfurt am Main gehörigen Bezirk 
der vormaligen Frankfurter Landgemeinde Oberrad 
am 15. Februar 1898 beginnen ſoll. 


Berlin, den 15. Januar 1898. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 
r 777 
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(Nr. 9973.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
spdis einen Theil der Bezirke der Amtsgerichte Aldenhoven, Lechenich, Rheinbach, 
Adenau, Andernach, Boppard, Cochem, Sankt Goar, Zell, Berncaſtel, 
url Daun, Merzig, Neumagen, Perl, Waxweiler, Wittlich und Wadern. Vom 
„ 20. Januar 1898. ; Bist. 
DE Grund des F. 49 des Geſetzes über das Grundbuchweſen und die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen im Geltungsbereiche des Rheiniſchen 
Rechts vom 12. April 1888 (Geſetz⸗Samml. S. 52) beſtimmt der Juſtizminiſter, 
daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das Grundbuch 
im F. 48 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Aldenhoven gehörige Gemeinde Frei⸗ 
aldenhoven, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Lechenich gehörige, die politiſchen 
Gemeinden Lechenich, Conradsheim, Bleſſem, Ahrem und Herrig um— 
faſſende Kataſtergemeinde Lechenich, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Rheinbach gehörige Gemeinde Hilberath, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Adenau gehörige Gemeinde Herſchbach, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Andernach gehörige Gemeinde 
Ochtendung, N ai 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Boppard gehörigen Gemeinden Alken 
und Nörtershauſen, N f 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Cochem gehörigen Gemeinden Eulgem 
| und Kaifenheim, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Sankt Goar gehörigen Gemeinden 
Niederheimbach und Oberheimbach, f 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Zell gehörigen Gemeinden Beilſtein, 
Briedern, Meſenich und Neef, 5 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Berncaſtel gehörige Stadtgemeind 
Berncaſtel und Gemeinde Cues, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Daun gehörigen Gemeinden Neun⸗ 
kirchen und Winkel, ’ 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Merzig gehörige Gemeinde Erbringen, 
flür die zum Bezirk des Amtsgerichts Neumagen gehörige Gemeinde Weiperath, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Perl gehörige Gemeinde Borg, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Waxweiler gehörige Gemeinde Eſchfeld, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Wittlich gehörige Gemeinde Neuerburg, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Wadern gehörige Gemeinde Wedern 
am 15. Februar 1898 beginnen ſoll. : 
Berlin, den 20. Januar 1898. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 
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(Nr. 9974.) Bekanntmachung, betreffend die Aufhebung der Verträge zwiſchen Preußen und 
Großbritannien über den Schutz der Autorenrechte gegen Nachdruck und 
unbefugte Nachbildung. Vom 22. Januar 1898. 


a in Gemäßheit des Zuſatzartikels zur Berner Uebereinkunft, betreffend die 
Bildung eines internationalen Verbandes zum Schutze von Werken der Literatur 
und Kunſt, vom 9. September 1886 (Reichs⸗Geſetzbl. 1887 S. 493) ſowie der 
Nr. 4 des Schlußprotokolls zu dieſer Uebereinkunft aufrechterhaltene Vertrag 
zwiſchen Preußen und Großbritannien wegen gegenſeitigen Schutzes der Autoren⸗ 
rechte gegen Nachdruck und unbefugte Nachbildung vom 13. Mai 1846 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 343) und der Zuſatzvertrag vom 14. Juni 1855 (Geſetz⸗Samml. 
S. 695) ſind, nachdem ſie in Großbritannien die ſtaatsrechtliche Wirkſamkeit 
verloren haben, auch für Preußen durch den am 16. Dezember 1897 erklärten 
Rücktritt außer Kraft geſetzt worden. ' porn 
Berlin, den 22, Januar 1898, 


Der Miniſter der auswärtigen. Angelegenheiten. 
In Vertretung: 
v. Bülow. 


— in — bg. —-—ͤ — 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: : 

J) die Allerhöchſte Konzeſſionsurkunde vom 25. Juni 1897, betreffend den 
Bau und Betrieb der in das Preußiſche Staatsgebiet fallenden Strecken 
einer vollſpurigen Nebeneiſenbahn von Kremmen über Neu⸗Ruppin nach 
Wittſtock durch die Kremmen⸗Neu⸗Ruppin⸗Wittſtocker Eiſenbahngeſellſchaft, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam und der Stadt 
Berlin, Jahrgang 1898 Nr. 1 S. 1, ausgegeben am 7. Januar 1898, 

2) die Allerhöchſte Urkunde vom 26. Juli 1897, betreffend die Aufhebung 
der Allerhöchſten Konzeſſionen vom 21. Juli 1888 und 18. November 
1889 zum Bau und Betriebe der Eiſenbahnen von Wermelskirchen nach 
Burg a. d. Wupper und von Ronsdorf nach Müngſten durch die Wermels⸗ 
kirchen⸗Burger bezw. Ronsdorf⸗Müngſtener Eiſenbahngeſellſchaft, durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Düſſeldorf Nr. 50 S. 444, aus⸗ 
gegeben am 18. Dezember 1897; i 
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3) der Allerhöchſte Erlaß vom 28. September 1897, betreffend die Ver⸗ 
leihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Rod a. d. Weil im 
Kreiſe Ufingen zur Entziehung und zur dauernden Beſchränkung des zur 
Herſtellung des neuen Verbindungsweges zwiſchen Rod a. d. Weil und 
Cratzenbach in Anſpruch zu nehmenden Grundeigenthums, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Wiesbaden Nr. 50 S. 345, aus⸗ 
gegeben am 16. Dezember 1897; 

4) der Allerhöchſte Erlaß vom 15. November 1897, betreffend die Verleihung 

des Enteignungsrechts an die Gemeinde Haintgen im Kreiſe Uſingen zur 

Entziehung und zur dauernden Beſchränkung des zur Herſtellung des 

neuen Verbindungsweges zwiſchen Wolfenhauſen und Haintgen in An⸗ 

ſpruch zu nehmenden Grundeigenthums, durch das Amtsblatt der Königl. 

Regierung zu Wiesbaden Nr. 50 S. 345, ausgegeben am 16. Dezember 1897; 

der Allerhöchſte Erlaß vom 29. November 1897, betreffend die Ver⸗ 

leihung des Enteignungsrechts an die Niederſchleſiſche Elektrizitäts- und 

Kleinbahngeſellſchaft zu Waldenburg zur Entziehung und zur dauernden 

Beſchränkung des zur Herſtellung von elektriſchen Fernleitungen im 

Regierungsbezirk Breslau in Anſpruch zu nehmenden Grundeigenthums, 

durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Breslau, Jahrgang 1898 

Nr. 1 S. 1, ausgegeben am 1. Januar 1898, 

der Allerhöchſte Erlaß vom 6. Dezember 1897, betreffend die Verleihung 

des Enteignungsrechts an den Kreis Lübben zur Entziehung und zur 

dauernden Beſchränkung des zum Bau und Betrieb einer Kleinbahn von 

Lübben nach Cottbus mit Abzweigungen nach Goyatz und Jamlitz in 

Anſpruch zu nehmenden Grundeigenthums, durch das Amtsblatt der 

Königl. Regierung zu Frankfurt a. O., Jahrgang 1898 Nr. 1 S. 1, 

ausgegeben am 5. Januar 1898. 

der Allerhöchſte Erlaß vom 6. Dezember 1897, betreffend die Verleihung 

des Enteignungsrechts an die Eiſenbahnbaugeſellſchaft R. Burchard & Co. 

zu Berlin zur Entziehung und zur dauernden Beſchränkung des zum 

Bau und Betrieb einer Kleinbahn von der Grenze mit dem Herzogthum 

Anhalt bei Radegaſt nach Zörbig in Anſpruch zu nehmenden Grund- 

eigenthums, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Merſeburg, 

Jahrgang 1898 Nr. 2 S. 8, ausgegeben am 8. Januar 1898, 

der Allerhöchſte Erlaß vom 8. Dezember 1897, betreffend die Verleihung 

des Rechts zur Chauſſeegelderhebung 2. an den Landkreis Breslau für 

die von ihm zu bauende Chauſſee von Drachenbrunn bis an die Ohlauer 

Kreisgrenze mit Abzweigungen nach Margaret und nach Jäſchkowitz— 

Siebotſchütz, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Breslau, 

Jahrgang 1898 Nr. 1 S. 1, ausgegeben am 1. Januar 1898. 
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Redigirt im Bureau des Staatsminiſterjums. 


Berkin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


